
   

Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 
über Luftqualität und saubere Luft für Europa 

A. Problem und Ziel 

Die Richtlinie 2008/50/EG vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa 
wurde durch die Richtlinie (EU) 2024/2881 vom 23. Oktober 2024 über Luftqualität und 
saubere Luft für Europa (ABl. L, 2024/2881, 20.11.2024) neu gefasst. 

Hinzugekommen ist insbesondere die Pflicht zur Aufstellung von sogenannten Luftquali
tätsfahrplänen (Artikel 19 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2024/2881). Die bereits in der Richt
linie 2008/50/EG in Bezug auf PM2,5 enthaltene „Verpflichtung in Bezug auf die Expositions
konzentration“ wird zu einer PM2,5 und NO2 betreffenden „Verpflichtung zur Verringerung 
der durchschnittlichen Exposition“ fortentwickelt (Artikel 13 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 
2024/2881). Neu sind auch die Vorgaben zum Zugang zu Gerichten in Artikel 27 der Richt
linie (EU) 2024/2881 und die Vorgaben für Schadenersatz für Schädigungen der menschli
chen Gesundheit in Artikel 28 der Richtlinie (EU) 2024/2881. 

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 sind – neben einer Neufassung der Verord
nung über Luftqualitätsstandards (39. BImSchV) – Änderungen des Bundes-Immissions
schutzgesetzes (BImSchG), des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) und des Bau
gesetzbuchs (BauGB) erforderlich. 
Dieser Entwurf steht im Kontext der gefährdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele der Re
solution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 „Trans
formation unserer Welt: die UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“. Der Entwurf soll 
insbesondere zur Erreichung des Nachhaltigkeitsziels 3 „Gesundheit und Wohlergehen“ 
beitragen. 

B. Lösung 

Regelungen des BImSchG, insbesondere solche des Fünften Teils des BImSchG (Überwa
chung und Verbesserung der Luftqualität, Luftreinhalteplanung), des UmwRG und des 
BauGB werden an Vorgaben der Richtlinie (EU) 2024/2881 angepasst. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen durch das Gesetz zur Umsetzung der neuen 
EU-Luftqualitätsrichtlinie keine zusätzlichen Kosten. 
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht durch dieses Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Das Gesetz enthält keine Informationspflichten für die Wirtschaft. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch Artikel 1 (Änderung des BImSchG) entsteht der Verwaltung des Bundes kein Erfül
lungsaufwand, weil die betroffenen Regelungen des BImSchG durch Landesbehörden voll
zogen werden. 

Der der Verwaltung der Länder durch Artikel 1 entstehende Erfüllungsaufwand kann im 
Gesetzentwurf nicht abgeschätzt werden, weil die Pflichten zur Aufstellung von Luftreinhal
teplänen, Luftreinhaltefahrplänen und Plänen für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen erst 
in der auf § 48a Absatz 1 BImSchG zu stützenden Rechtsverordnung über Luftqualitäts
standards konkretisiert werden. 

Durch Artikel 2 (Änderung UmwRG) und Artikel 3 (Änderung BauGB) entsteht kein zusätz
licher Erfüllungsaufwand der Verwaltung des Bundes oder der Länder. 

F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis
niveau, sind nicht zu erwarten. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Umwelt, Kli
maschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 
über Luftqualität und saubere Luft für Europa1 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 47 durch die folgende Angabe ersetzt: 

„§ 47 Luftreinhaltepläne, Luftreinhaltefahrpläne Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen, Landesverordnungen“. 

2. § 40 Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Die zuständige Straßenverkehrsbehörde beschränkt oder verbietet den Kraftfahrzeug
verkehr nach Maßgabe der straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften, soweit ein Plan 
nach § 47 Absatz 1, 1a oder 2 dies vorsieht.“ 

3. § 45 Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Die zuständigen Behörden ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um die Einhal
tung der durch eine Rechtsverordnung nach § 48a festgelegten Immissionswerte und 
Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition sicherzustellen.“ 

4. § 47 wird wie folgt geändert: 

a)  Die Überschrift wird durch die folgende Überschrift ersetzt: 

§ 47„ 

Luftreinhaltepläne, Luftreinhaltefahrpläne, Pläne für kurzfristig zu ergreifende 
Maßnahmen, Landesverordnungen“. 

b)  Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Werden die durch eine Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 festgelegten Im
missionsgrenzwerte überschritten oder die durch eine Rechtsverordnung nach 

 
1 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 23. Oktober 2024 über Luftqualität und saubere Luft für Europa (Neufassung) (ABl. L, 
2024/2881, 20.11.2024). 
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§ 48a Absatz 1 festgelegten Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittli
chen Exposition nicht eingehalten, hat die zuständige Behörde einen Luftreinhal
teplan aufzustellen, welcher die erforderlichen Maßnahmen zur dauerhaften Ver
minderung von Luftverunreinigungen festlegt und den Anforderungen der Rechts
verordnung entspricht.“ 

c)  Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Werden ab dem 1. Januar 2026 bis zum 31. Dezember 2029 durch eine 
Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 festgelegte ab dem 1. Januar 2030 einzu
haltende Immissionsgrenzwerte überschritten, hat die zuständige Behörde einen 
Luftreinhaltefahrplan aufzustellen, welcher den Anforderungen der Rechtsverord
nung entspricht. Satz 1 gilt entsprechend für die nach der Rechtsverordnung ab 
dem 1. Januar 2030 einzuhaltenden Zielwerte. Unter den in der Rechtsverordnung 
genannten Voraussetzungen kann die zuständige Behörde von der Erstellung ei
nes Luftreinhaltefahrplans absehen.“ 

d)  Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt: 

(2) „ Besteht die Gefahr, dass die durch eine Rechtsverordnung nach § 48a 
Absatz 1 festgelegten Alarmschwellen überschritten werden, hat die zuständige 
Behörde einen Plan für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen aufzustellen, soweit 
die Rechtsverordnung dies vorsieht. Der Plan nach Satz 1 muss den Anforderun
gen der Rechtsverordnung entsprechen. Ein Plan für kurzfristig zu ergreifende 
Maßnahmen kann Teil eines Luftreinhalteplans nach Absatz 1 sein.“ 

e)  Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt: 

(4) „ Die Maßnahmen sind entsprechend des Verursacheranteils unter Beach
tung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gegen alle Emittenten zu richten, 
die zum Überschreiten der Immissionswerte, zur Nichteinhaltung der Verpflichtun
gen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition oder in einem Untersu
chungsgebiet nach § 44 Absatz 2 zu sonstigen schädlichen Umwelteinwirkungen 
beitragen. Werden in einem Plan nach Absatz 1, 1a oder 2 Maßnahmen im Stra
ßenverkehr erforderlich, sind diese im Einvernehmen mit den zuständigen Stra
ßenbau- und Straßenverkehrsbehörden festzulegen. Werden Immissionswerte 
hinsichtlich mehrerer Schadstoffe überschritten, ist gegebenenfalls ein alle Schad
stoffe erfassender Plan aufzustellen. Werden Immissionswerte durch Emissionen 
überschritten, die außerhalb des Plangebiets verursacht werden, oder werden 
durch außerhalb des Plangebiets verursachte Emissionen Verpflichtungen zur 
Verringerung der durchschnittlichen Exposition nicht eingehalten, hat in den Fällen 
der Absätze 1 bis 2 auch die dort zuständige Behörde einen Plan aufzustellen.“ 

f)  Absatz 5 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Die Öffentlichkeit ist bei der Aufstellung von Plänen nach den Absätzen 1 bis 3 zu 
beteiligen.“ 

g)  Absatz 5a den folgenden Absatz 5a ersetzt: 

„(5a) Bei der Aufstellung oder Änderung von Plänen nach den Absätzen 1 bis 2 
ist die Öffentlichkeit durch die zuständige Behörde zu beteiligen. Die Aufstellung 
oder Änderung eines Plans nach Absatz 1, 1a oder 2 sowie Informationen über 
das Beteiligungsverfahren sind in einem amtlichen Veröffentlichungsblatt und auf 
andere geeignete Weise öffentlich bekannt zu machen. Der Entwurf des neuen 
oder geänderten Plans nach Absatz 1, 1a oder 2 ist einen Monat zur Einsicht aus
zulegen. Die Auslegung ist dadurch zu bewirken, dass die zuständige Behörde die 
Dokumente auf einer Internetseite zugänglich macht. Auf Verlangen eines Betei
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ligten wird ihm eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung ge
stellt. Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann gegenüber der zu
ständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Stellung genommen werden; der 
Zeitpunkt des Fristablaufs ist bei der Bekanntmachung nach Satz 2 mitzuteilen. 
Fristgemäß eingegangene Stellungnahmen werden von der zuständigen Behörde 
bei der Entscheidung über die Annahme des Plans angemessen berücksichtigt. 
Der aufgestellte Plan ist von der zuständigen Behörde in einem amtlichen Veröf
fentlichungsblatt und auf andere geeignete Weise öffentlich bekannt zu machen. 
In der öffentlichen Bekanntmachung sind das überplante Gebiet und die überplan
ten Gebietseinheiten sowie eine Übersicht über die wesentlichen Maßnahmen dar
zustellen. Eine Ausfertigung des Plans, einschließlich einer Darstellung des Ab
laufs des Beteiligungsverfahrens und der Gründe und Erwägungen, auf denen die 
getroffene Entscheidung beruht, wird zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt; die 
Sätze 4 und 5 sind entsprechend anzuwenden. Dieser Absatz findet keine Anwen
dung, wenn es sich bei dem Plan nach Absatz 1, 1a oder 2 um einen Plan handelt, 
für den nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung eine Strategi
sche Umweltprüfung durchzuführen ist.“ 

h)  Absatz 7 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen werden ermäch
tigt, bei der Gefahr, dass Immissionsgrenzwerte überschritten oder die Verpflich
tungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition nicht eingehalten wer
den, die eine Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 festlegt, durch Rechtsver
ordnung vorzuschreiben, dass in näher zu bestimmenden Gebieten oder Gebiets
einheiten bestimmte 

1.  ortsveränderliche Anlagen nicht betrieben werden dürfen, 

2.  ortsfeste Anlagen nicht errichtet werden dürfen, 

3.  ortsveränderliche oder ortsfeste Anlagen nur zu bestimmten Zeiten betrieben werden 
dürfen oder erhöhten betriebstechnischen Anforderungen genügen müssen, 

4.  Brennstoffe in Anlagen nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen, 

soweit die Anlagen oder Brennstoffe geeignet sind, zur Überschreitung der Immissi
onswerte oder zur Nichteinhaltung der Verpflichtungen zur Verringerung der durch
schnittlichen Exposition beizutragen.“ 

5. § 48a Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a)  Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Zur Erfüllung von bindenden Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften 
oder der Europäischen Union kann die Bundesregierung zu dem in § 1 genannten 
Zweck mit Zustimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen über die Festset
zung von Immissions- und Emissionswerten sowie über Verpflichtungen zur Ver
ringerung der durchschnittlichen Exposition einschließlich der Verfahren zur Er
mittlung sowie Maßnahmen zur Einhaltung dieser Werte und Expositionsminde
rungsverpflichtungen und zur Überwachung und Messung erlassen.“ 

b)  Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingefügt: 

„In den Rechtsverordnungen können auch Einzelheiten der Öffentlichkeitsbeteili
gung bei der Aufstellung von Plänen nach § 47 Absatz 1, 1a oder 2 geregelt wer
den.“ 
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6. § 50 wird wie folgt geändert: 

a)  Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Gebieten und Gebietsein
heiten, in denen die in Rechtsverordnungen nach § 48a Absatz 1 festgelegten Im
missionsgrenzwerte und Zielwerte nicht überschritten werden, ist bei der Abwä
gung der betroffenen Belange die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität als Be
lang zu berücksichtigen.“ 

b)  Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingefügt: 

„Satz 2 gilt entsprechend, wenn bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah
men in Gebietseinheiten für die durchschnittliche Exposition die in einer Rechts
verordnung nach § 48a Absatz 1 festgelegten Verpflichtungen zur Einhaltung der 
durchschnittlichen Exposition eingehalten werden.“ 

7. § 65 [basierend auf BR-Drs. 44/26; Absatz 2 wird im vorgenannten Rechtsetzungsver
fahren voraussichtlich aus § 65 herausgelöst] wird wie folgt geändert: 

a)  Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 2 eingefügt: 

(2) „ Verstößt jemand in Ausübung eines öffentlichen Amtes vorsätzlich oder 
fahrlässig gegen eine Regelung des § 16 Absatz 1 bis 5 oder des § 17 Absatz 1 
und 2 der Verordnung über Luftqualitätsstandards vom [Datum] (Fundstelle BGBl.) 
und wird dadurch die Gesundheit eines anderen verletzt, ist der Verwaltungsträger 
der zuständigen Behörde, in deren Dienst der Amtsträger steht, verpflichtet, dem 
Verletzten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen.“ 

b)  Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 3 und durch den folgenden Absatz 3 ersetzt: 

(3) „ Schadensersatzansprüche nach den Absätzen 1 und 2 verjähren in drei 
Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem 

1.  der Anspruch entstanden ist, 

2.  der den Anspruch begründende Verstoß beendet ist und 

3.  der Anspruchsberechtigte Kenntnis erlangt hat oder nach vernünftigem Er
messen wissen müsste, dass durch den Verstoß ein Schaden entstanden ist.“ 

8. § 67 Absatz 10 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Änderung Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 

Das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Au
gust 2017 (BGBl. I S. 3290), das zuletzt durch [Grundlage der Änderungen ist die im parla
mentarischen Verfahren befindliche Fassung des UmwRG (siehe BT-Drs. 21/4146)] geän
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1a Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a)  Nummer 5g wird durch die folgende Nummer 5g ersetzt: 
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„5g. Entscheidungen nach den Artikeln 31 und 32 der Verordnung (EU) 2023/1115 in der 
Fassung vom 31. Mai 2023;“. 

b)  Nach Nummer 5g wird die folgende Nummer 5heingefügt: 

„5h. Entscheidungen in Bezug auf die Standorte und die Anzahl der Probenahmestellen 
nach § 6 in Verbindung mit den Anlagen 3 und 4 der Verordnung über Luftqualitäts
standards vom [Datum] (Fundstelle BGBl.) und“. 

2. Nach § 8 Absatz 2b wird der folgende Absatz 2c eingefügt: 

„(2c) Dieses Gesetz gilt für Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen nach § 1 Ab
satz 1a Satz 1 Nummer 5h, die 

1.  am [einsetzen: Datum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Artikel 4] noch keine 
Bestandskraft erlangt haben oder 

2.  nach dem [einsetzen: Datum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Artikel 4] ergan
gen sind oder hätten ergehen müssen.“ 

Artikel 3 

Änderung des Baugesetzbuchs 

Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

§ 1 Absatz 6 Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

1. Buchstabe h wird wie folgt gefasst: 

„h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten und Gebietseinheiten, in 
denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen 
Union festgelegten Immissionsgrenzwerte und Zielwerte nicht überschritten werden,“. 

2. Nach Buchstabe h wird der folgende Buchstabe i eingefügt: 

„die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebietseinheiten für die durchschnitt
liche Exposition, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten 
der Europäischen Union festgelegten Verpflichtungen zur Einhaltung der durchschnitt
lichen Exposition eingehalten werden,“. 

3. Die bisherigen Buchstaben i und j werden zu den Buchstaben j und k. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2027 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 5 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die Richtlinie 2008/50/EG vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa 
wurde durch die Richtlinie (EU) 2024/2881 vom 23. Oktober 2024 über Luftqualität und 
saubere Luft für Europa (ABl. L, 2024/2881, 20.11.2024) neu gefasst. 

Hinzugekommen ist insbesondere die Pflicht zur Aufstellung von sogenannten Luftquali
tätsfahrplänen (Artikel 19 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2024/2881). Die bereits in der Richt
linie 2008/50/EG in Bezug auf PM2,5 enthaltene „Verpflichtung in Bezug auf die Expositions
konzentration“ wird zu einer PM2,5 und NO2 betreffenden „Verpflichtung zur Verringerung 
der durchschnittlichen Exposition“ fortentwickelt (Artikel 13 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 
2024/2881). Neu sind auch die Vorgaben zum Zugang zu Gerichten in Artikel 27 der Richt
linie (EU) 2024/2881 und die Vorgaben für Schadenersatz für Schädigungen der menschli
chen Gesundheit in Artikel 28 der Richtlinie (EU) 2024/2881. 

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 sind – neben einer Neufassung der Verord
nung über Luftqualitätsstandards (39. BImSchV) – Änderungen des Bundes-Immissions
schutzgesetzes (BImSchG), des Umwelt-Rrechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) und des Bau
gesetzbuchs (BauGB) erforderlich. 
Dieser Entwurf steht im Kontext der gefährdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele der Re
solution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 „Trans
formation unserer Welt: die UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“. Der Entwurf soll 
insbesondere zur Erreichung des Nachhaltigkeitsziels 3 „Gesundheit und Wohlergehen“ 
beitragen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Artikel 1 des Gesetzentwurfs ändert das BImSchG. Es handelt sich insbesondere um fol
gende Änderungen: 

−  Verpflichtung zur Aufstellung eines Luftreinhalteplans auch bei Nichteinhaltung der 
Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition; 

−  Aufnahme einer Verpflichtung zur Aufstellung von Luftreinhaltefahrplänen, dabei 
qualifizierte Beteiligung der Öffentlichkeit; 

−  Qualifizierte Beteiligung der Öffentlichkeit auch bei der Aufstellung von Plänen für 
kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen; 

−  Erweiterung der Verordnungsermächtigung des § 48a BImSchG, um auf Verord
nungsebene Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition 
und Maßnahmen zur Einhaltung der Expositionsminderungsverpflichtungen festle
gen zu können; 

−  Aufnahme einer Regelung zu Schadenersatz für Schädigungen der menschlichen 
Gesundheit bei Verstößen gegen nationale Regelungen, die Artikel 19 Absätze 1 
bis 5 und Artikel 20 Absätze 1 und 2 der Richtlinie umsetzen. 
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In Artikel 2 des Gesetzentwurfs wird der sachliche Anwendungsbereich des UmwRG auf 
Entscheidungen in Bezug auf die Standorte und die Anzahl der Probenahmestellen ausge
weitet. 

In Artikel 3 des Gesetzentwurfs werden Berücksichtigungsgebote des § 1 Absatz 6 Num
mer 7 BauGB an Vorgaben der Richtlinie (EU) 2024/2881 angepasst. 

III. Exekutiver Fußabdruck 

Mit Wirkung ab dem 1. Juni 2024 ist bei Gesetzesentwürfen der Bundesregierung darzu
stellen, inwieweit Interessensvertreterinnen und Interessensvertreter sowie beauftragte 
Dritte wesentlich zum Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen haben („Exekutiver Fußab
druck“). Angaben sind nur für solche Einflussnahmen zu machen, die ab diesem Zeitpunkt 
erfolgt sind. 

Eine Änderung des Gesetzentwurfs auf der Basis von Stellungnahmen von Interessenver
treterinnen und -vertretern oder beauftragter Dritter ist nicht erfolgt. 

IV. Alternativen 

Keine. Das Gesetz ist erforderlich, um die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2024/2881 über 
Luftqualität und saubere Luft für Europa in das nationale deutsche Recht umzusetzen und 
bestehende Regelungen richtlinienkonform anzupassen. 

V. Gesetzgebungskompetenz 

Die Regelungen in Artikel 1 des Gesetzentwurfs (Änderung des BImSchG) betreffen die 
Luftreinhaltung, die nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 des Grundgesetzes (GG) in die 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes fällt. 
Die in Artikel 1 des Gesetzentwurfs enthaltenen Regelungen zum Verwaltungsverfahren 
nehmen an der in § 73 BImSchG angeordneten Abweichungsfestigkeit teil. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfs
gesetzes (Artikel 2 dieses Gesetzes) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (gerichtli
ches Verfahren). 

Die Gesetzgebungskompetenz für die Änderung des Baugesetzbuchs (Artikel 3 dieses Ge
setzes) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 18 GG (Bodenrecht). 

VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. Er dient der Um
setzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2024 über Luftqualität und saubere Luft für Europa (Neufassung) (ABl. L, 
2024/2881, 20.11.2024). 

Der Gesetzentwurf ist ebenso mit völkerrechtlichen Verträgen, insbesondere der Aarhus-
Konvention, die die Bundesrepublik Deutschland ratifiziert hat, vereinbar. 
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VII. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die nicht mehr erforderliche Übergangsregelung des § 67 Absatz 10 BImSchG wird rechts
bereinigend gestrichen. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Nach ihrem Erwägungsgrund 8 leistet die Richtlinie (EU) 2024/2881 einen Beitrag zum Er
reichen der Ziele der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung (SDG), insbesondere 
zu den SDG 3, 7, 10, 11 und 13. 

Dieser Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhal
tigen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, Weiterentwicklung 
2025, die der Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Na
tionen dient. 
Indem der Entwurf gesetzliche Regelungen an die neue EU-Luftqualitätsrichtlinie (Richtlinie 
(EU) 2024/2881) anpasst, leistet er einen Beitrag zur Verwirklichung des Nachhaltigkeits
ziels 3 „Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohler
gehen fördern“. Dieses Nachhaltigkeitsziel verlangt mit seinen Zielvorgaben 3.1 (Gesund
heit und Ernährung: Länger gesund leben) und 3.2 (Luftbelastung: Gesunde Umwelt erhal
ten) die menschliche Gesundheit sowie eine gesunde Umwelt zu erhalten. 
Der Entwurf fördert die Erreichung dieses Ziels, insbesondere dadurch, dass er die Rege
lung von Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition gegenüber be
stimmten Luftschadstoffen auf Verordnungsebene ermöglicht und die Verpflichtung schafft, 
unter bestimmten Voraussetzungen Luftreinhaltefahrpläne aufzustellen. 
3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand sind für Bund, Länder und Kommunen nicht 
zu erwarten. 

4. Erfüllungsaufwand 

4.1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht durch dieses Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 

4.2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein Erfüllungsaufwand, auch nicht aus 
Informationspflichten (Bürokratiekosten) für die Wirtschaft. 

4.3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Zu Artikel 1 

Durch Artikel 1 (Änderung des BImSchG) entsteht der Verwaltung des Bundes kein Erfül
lungsaufwand, weil die betroffenen Regelungen des BImSchG durch Landesbehörden voll
zogen werden. 

Die neue Verpflichtung der zuständigen Landesbehörde zur Aufstellung eines Luftreinhal
teplans bei Nichteinhaltung der Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Ex
position (neu gefasster § 47 Absatz 1 Satz 1 BImSchG) wird erst in der auf § 48a Absatz 1 
BImSchG zu stützenden Rechtsverordnung über Luftqualitätsstandards konkretisiert. Der 
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durch die Verpflichtung entstehende Erfüllungsaufwand kann deshalb im Gesetzentwurf 
noch nicht abgeschätzt werden. 

Die Verpflichtung der zuständigen Landesbehörde zur Aufstellung eines Luftreinhaltefahr
plans (neuer § 47 Absatz 1a BImSchG) wird erst in der auf § 48a Absatz 1 BImSchG zu 
stützenden Rechtsverordnung über Luftqualitätsstandards konkretisiert. Der durch die Ver
pflichtung entstehende Erfüllungsaufwand kann deshalb im Gesetzentwurf noch nicht ab
geschätzt werden. 

Die Verpflichtung der zuständigen Landesbehörde zur Aufstellung eines Luftreinhaltefahr
plans (neuer § 47 Absatz 1a BImSchG) und die Verpflichtung der zuständigen Landesbe
hörde zur Aufstellung eines Plans für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen (§ 47 Absatz 2 
BImSchG) werden erst in der auf § 48a Absatz 1 BImSchG zu stützenden Rechtsverord
nung über Luftqualitätsstandards konkretisiert. Der durch die Ausdehnung der bislang nur 
für Luftreinhaltepläne nach § 47 Absatz 1 BImSchG geltenden Regelungen des § 47 Ab
satz 5a BImSchG zur qualifizierten Beteiligung der Öffentlichkeit auf Luftreinhaltefahrpläne 
nach § 47 Absatz 1a BImSchG und Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen nach 
§ 47 Absatz 2 BImSchG entstehende Erfüllungsaufwand kann deshalb im Gesetzentwurf 
noch nicht abgeschätzt werden. 

Zu Artikel 2 und 3 

Durch Artikel 2 (Änderung UmwRG) und Artikel 3 (Änderung BauGB) entsteht kein zusätz
licher Erfüllungsaufwand der Verwaltung des Bundes oder der Länder. 

5. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, insbesondere mittelständischen Unternehmen, entstehen durch das Gesetz 
keine zusätzlichen Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher, gleichstellungspolitische und demo
grafische Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

VIII. Befristung 

Eine Befristung von Regelungen des Gesetzes kommt nicht in Betracht, da unbefristet gel
tende Vorgaben des Rechts der Europäischen Union umgesetzt werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Inhaltsübersicht des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wird wegen der Änderung der 
Überschrift des § 47 entsprechend angepasst. 

Zu Nummer 2 

Der Verweis in § 40 Absatz 1 Satz 1 bezieht sich nunmehr auch auf Luftreinhaltefahrpläne 
nach § 47 Absatz 1a. Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ergänzung des § 47 um 
einen Absatz 1a zur Aufstellung von Luftreinhaltefahrplänen. 
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Zu Nummer 3 

Nach Artikel 13 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881 haben die Mitgliedstaaten sicher
zustellen, dass die Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition ge
genüber bestimmten Schadstoffen eingehalten werden. Der Begriff „Verpflichtung zur Ver
ringerung der durchschnittlichen Exposition“ wird in Artikel 4 Nummer 34 der Richtlinie be
stimmt. 

Zur Umsetzung von Artikel 13 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881 wird in § 45 Absatz 1 
Satz 1 BImSchG jetzt auch geregelt, dass die zuständigen Behörden die erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen, um die Einhaltung der durch eine Rechtsverordnung nach § 48a 
festgelegten Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition sicherzu
stellen. Parallel wird die Verordnungsermächtigung des § 48a Absatz 1 Satz 1 BImSchG 
um Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition ergänzt (siehe 
Nummer 5 Buchstabe a). 

Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a 

Die Überschrift des § 47 wird um das Wort „Luftreinhaltefahrpläne“ ergänzt, um dem inso
weit erweiterten Regelungsinhalt der Vorschrift (neuer Absatz 1a zu Luftreinhaltefahrplä
nen) Rechnung zu tragen. 

Zu Buchstabe b 

In § 47 Absatz 1 Satz 1 entfallen die Wörter „einschließlich festgelegter Toleranzmargen“, 
weil eine entsprechende Formulierung in Artikel 19 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2024/2881 
nicht mehr enthalten ist. 

Die Pflicht zur Aufstellung von Luftreinhalteplänen bei Nichteinhaltung der Verringerung der 
durchschnittlichen Exposition (gegebenenfalls trotz Einhaltung der Grenzwerte), wie sie Ar
tikel 19 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881 vorsieht, war bislang nicht von § 47 Absatz 1 
abgedeckt. Deshalb wird § 47 Absatz 1 Satz 1 um die Formulierung „oder die durch eine 
Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 festgelegten Verpflichtungen zur Verringerung der 
durchschnittlichen Exposition nicht eingehalten“ ergänzt. 

Zu Buchstabe c 

Nach Artikel 19 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2024/2881 ist unter bestimmten Voraussetzun
gen ein sogenannter Luftqualitätsfahrplan aufzustellen. Zur Umsetzung des Artikels 19 Ab
satz 4 der Richtlinie (EU) 2024/2881 wird ein neuer § 47 Absatz 1a zur Aufstellung von 
Luftreinhaltefahrplänen geschaffen. 

Zu Buchstabe d 

Der bisherige § 47 Absatz 2 Satz 2 BImSchG entfällt, weil Artikel 20 Absatz 1 der Richtlinie 
(EU) 2024/2881 – anders als Artikel 24 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie 2008/50/EG 
– keine Regelung mehr zu einer Planaufstellung bei der drohenden Überschreitung von 
Immissionsgrenzwerten/Zielwerten enthält. 

Die Beibehaltung des bisherigen § 47 Absatz 2 Satz 3 BImSchG könnte zu Widersprüchen 
mit Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881 führen. Der bisherige 
§ 47 Absatz 2 Satz 3 BImSchG wird deshalb durch einen Satz ersetzt, der regelt, dass der 
Plan für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen den Anforderungen der Rechtsverordnung 
entsprechen muss. 
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Zu Buchstabe e 

Anknüpfend an die Aufnahme der Einhaltung der Verpflichtungen zur Verringerung der 
durchschnittlichen Exposition in § 47 Absatz 1 Satz 1 ist auch § 47 Absatz 4 Satz 1 und 4 
um die Nichteinhaltung der Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Expo
sition zu ergänzen. Die in den Sätzen 2 und 4 enthaltenen Bezugnahmen auf Pläne nach 
den Absätzen 1 und 2 werden auf Pläne nach dem neuen Absatz 1a ausgedehnt. 

Weil der insoweit umzusetzende Artikel 19 Absatz 6 Unterabsatz 4 der Richtlinie (EU) 
2024/2881 das Wort „gegebenenfalls“ (im Englischen „where appropriate“) enthält, wird 
auch in § 47 Absatz 4 Satz 3 das Wort „gegebenenfalls“ aufgenommen. 

Zu Buchstabe f 

Hinsichtlich der Notwendigkeit einer Öffentlichkeitsbeteiligung verweist § 47 Absatz 5 
Satz 2 nunmehr auf § 47 Absatz 1 bis 3. Damit wird auch auf Luftreinhaltefahrpläne nach 
§ 47 Absatz 1a sowie auf Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen nach § 47 Ab
satz 2 verwiesen. Dies dient – wie auch § 47 Absatz 5a Satz 1 bis 7 in der Fassung dieses 
Gesetzes – der Umsetzung der Vorgaben zur Öffentlichkeitsbeteiligung in Artikel 19 Ab
satz 7 Unterabsatz 1 Satz 1 und Artikel 20 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881. 

Zu Buchstabe g 

Die Regelungsinhalte des § 47 Absatz 5a werden auf Luftreinhaltefahrpläne nach dem 
neuen Absatz 1a sowie auf Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen nach § 47 Ab
satz 2 ausgedehnt. Dies dient – neben der Änderung des § 47 Absatz 5 Satz 2 – der Um
setzung der Vorgaben zur Öffentlichkeitsbeteiligung in Artikel 19 Absatz 7 Unterabsatz 1 
Satz 1 und Artikel 20 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881. Nach Artikel 19 Absatz 7 
Unterabsatz 1 Satz 1 der Richtlinie (EU) 2024/2881 hat in Bezug auf Luftreinhaltepläne und 
Luftreinhaltefahrpläne eine Beteiligung der Öffentlichkeit nach der Richtlinie 2003/35/EG 
stattzufinden. Nach Artikel 20 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881 hat nunmehr auch in 
Bezug auf Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen eine Beteiligung der Öffentlich
keit nach der Richtlinie 2003/35/EG stattzufinden. 

In Anlehnung an § 10 Absatz 3 Satz 3 und 4 BImSchG beziehungsweise § 10 Absatz 8 
Satz 4 und 5 BImSchG wird in den Sätzen 4 und 5 beziehungsweise in dem darauf verwei
senden letzten Halbsatz des Satzes 10 geregelt, dass die Auslegung des Planentwurfs be
ziehungsweise die Auslegung des erstellten Plans dadurch zu bewirken ist, dass die zu
ständige Behörde die Dokumente auf einer Internetseite zugänglich macht und dass einem 
Beteiligten auf Verlangen eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung ge
stellt wird. 

In der Richtlinie (EU) 2024/2881 spielen neben dem „Gebiet“ (siehe Begriffsbestimmung in 
Artikel 4 Nummer 17 der Richtlinie) auch die „Gebietseinheit für die durchschnittliche Expo
sition“ (siehe Begriffsbestimmung in Artikel 4 Nummer 18 der Richtlinie) und die Gebiets
einheit für den Zielwert für Ozon (siehe Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie) eine Rolle. 
Deshalb werden in Satz 9 (bislang § 47 Absatz 5a Satz 6) neben dem überplanten Gebiet 
nun auch die überplanten Gebietseinheiten genannt. 

Zu Buchstabe h 

Zur Umsetzung von Artikel 13 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881 wird § 47 Absatz 7 
Satz 1 dahingehend ergänzt, dass Landesverordnungen mit den dort beschriebenen Inhal
ten auch erlassen werden können, um Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittli
chen Exposition sicherzustellen. 

In der Richtlinie (EU) 2024/2881 spielen neben dem „Gebiet“ (siehe Begriffsbestimmung in 
Artikel 4 Nummer 17 der Richtlinie) auch die „Gebietseinheit für die durchschnittliche Expo
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sition“ (siehe Begriffsbestimmung in Artikel 4 Nummer 18 der Richtlinie) eine Rolle. Deshalb 
werden neben Gebieten nun auch Gebietseinheiten genannt. 

Zu Nummer 5 

Zu Buchstabe a 

§ 48a Absatz 1 Satz 1 BImSchG wird ergänzt, um in Umsetzung von EU-Recht auf Verord
nungsebene Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition und Maß
nahmen zur Einhaltung der Expositionsminderungsverpflichtungen festlegen zu können. 
Dies dient insbesondere der Umsetzung von Artikel 13 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 
2024/2881. 

Zu Buchstabe b 

Artikel 19 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2024/2881 enthält detaillierte Vorgaben zur Öffent
lichkeitsbeteiligung bei der Aufstellung von Luftreinhalteplänen und Luftreinhaltefahrplänen. 
Um in Ergänzung der Regelungen des § 47 BImSchG zur Öffentlichkeitsbeteiligung Einzel
heiten der Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Aufstellung von Plänen nach § 47 Absatz 1, 1a 
und 2 auf Verordnungsebene regeln zu können, wird die Verordnungsermächtigung des 
§ 48 Absatz 1 um einen Satz 3 ergänzt. 

Zu Nummer 6 

Zu Buchstabe a 

In der Richtlinie (EU) 2024/2881 spielt neben dem „Gebiet“ (siehe Begriffsbestimmung in 
Artikel 4 Nummer 17 der Richtlinie) auch die Gebietseinheit für den Zielwert für Ozon (siehe 
Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie) eine Rolle. Deshalb werden in § 50 Satz 2 neben Gebieten 
nun auch Gebietseinheiten genannt. Die Ergänzung dient der Umsetzung von Artikel 12 
Absatz 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie (EU) 2024/2881. 

Zu Buchstabe b 

Nach Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881 halten die Mitgliedstaaten in Ge
bietseinheiten für die durchschnittliche Exposition, in denen die Indikatoren für die durch
schnittliche Exposition gegenüber PM2,5 und NO2 unter dem jeweiligen Wert der in Anhang I 
Abschnitt 5 der Richtlinie festgelegten Ziele für die durchschnittliche Expositionskonzentra
tion gegenüber diesen Schadstoffen liegen, die Werte dieser Schadstoffe unter den Zielen 
für die durchschnittliche Expositionskonzentration. Der neue § 50 Satz 3 dient der Umset
zung von Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881. 

Zu Nummer 7 

Die Änderungen des § 65 BImSchG dienen der Umsetzung des Artikels 28 der Richtlinie 
(EU) 2024/2881. 

Zu Buchstabe a 

§ 65 Absatz 2 dient der Umsetzung des Artikels 28 Absatz 1 und 2 der Richtlinie (EU) 
2024/2881. Artikel 28 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2024/2881 verlangt für Gesundheitsschä
digungen infolge eines Verstoßes gegen nationale Regelungen zur Umsetzung von Arti
kel 19 Absätze 1 bis 5 und Artikel 20 Absätze 1 und 2 der Richtlinie einen Anspruch auf 
Schadensersatz. Artikel 19 Absätze 1 bis 5 der Richtlinie sollen durch § 16 Absatz 1 bis 5 
des Entwurfs einer neuen 39. BImSchV (Verordnung über Luftqualitätsstandards) umge
setzt werden. Artikel 20 Absätze 1 und 2 der Richtlinie sollen durch § 17 Absatz 1 und 2 
einer neuen 39. BImSchV umgesetzt werden. Art und Umfang des Schadensersatzes be
stimmen sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Der Haf
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tungstatbestand steht in Anspruchskonkurrenz zu sonstigen in Betracht kommenden Haf
tungsansprüchen. 
Zu Buchstabe b 

Die bislang in § 65 Absatz 2 enthaltene Sonderverjährungsregelung wird in § 65 Absatz 3 
verschoben und dient nun auch der Umsetzung des Artikels 28 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 
2024/2881. Zu diesem Zweck verweist der Absatz jetzt sowohl auf Absatz 1 als auch auf 
Absatz 2. 

Zu Nummer 8 

Die Übergangsregelung des § 67 Absatz 10 BImSchG ist nicht mehr erforderlich und wird 
gestrichen. 

Zu Artikel 2 (Änderung Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes) 

Die Luftqualitätsrichtlinie der EU (Richtlinie (EU) 2024/2881 vom 23. Oktober 2024 über 
Luftqualität und saubere Luft für Europa) enthält in Artikel 27 erstmals eine Vorschrift zum 
„Zugang zu Gerichten“. Nach Artikel 27 Absatz 1 Unterabsatz 1 der EU-Luftqualitätsrichtli
nie müssen die Mitgliedstaaten unter bestimmten Bedingungen sicher stellen, dass Mitglie
der der betroffenen Öffentlichkeit im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften Zu
gang zu einem Überprüfungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen auf gesetzli
cher Grundlage geschaffenen unabhängigen und unparteiischen Stelle haben, um die ma
teriellrechtliche und verfahrensrechtliche Rechtmäßigkeit aller Entscheidungen, Handlun
gen oder Unterlassungen der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Standorte und Anzahl der 
Probenahmestellen gemäß Artikel 9 im Einklang mit den einschlägigen Kriterien in den An
hängen III und IV, die Luftqualitätspläne und Luftqualitätsfahrpläne gemäß Artikel 19 und 
die Pläne für kurzfristige Maßnahmen gemäß Artikel 20 des jeweiligen Mitgliedstaats anzu
fechten. Nach Artikel 27 Absatz 1 Unterabsatz 3 der EU-Luftqualitätsrichtlinie müssen ent
sprechende Klagemöglichkeiten auch für Nichtregierungsorganisationen, die sich für den 
Schutz der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt einsetzen, bestehen. 

Hinsichtlich des persönlichen Anwendungsbereichs des Artikels 27 der EU-Luftqualitäts
richtlinie besteht kein Anpassungsbedarf am geltenden UmwRG. Nach § 3 UmwRG aner
kennungsfähig sind auch inländische oder ausländische Vereinigungen, die vorwiegend 
und nicht nur vorübergehend Ziele des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes fördern, 
zum Beispiel durch einen Einsatz für eine verbesserte Luftreinhaltung. Andere Gesund
heitsaspekte als den Schutz vor gesundheitsschädlichen Luftverunreinigungen deckt die 
Richtlinie (EU) 2024/2881 gemäß ihrem Anwendungsbereich sowie Sinn und Zweck (Arti
kel 1) nicht ab. Der persönliche Anwendungsbereich entspricht damit auch demjenigen, den 
das Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aarhus-
Konvention) vorsieht. 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Wegen der Einfügung der neuen Nummer 5h in § 1 Absatz 1a Satz 1 UmwRG bedarf es 
einer rein redaktionellen Folgeanpassung. 

Zu Buchstabe b 

Der Katalog des § 1 Absatz 1a Satz 1 UmwRG wird zur Umsetzung des Artikels 27 Absatz 1 
Unterabsatz 1 der Richtlinie (EU) 2024/2881 fortentwickelt. 
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Der deutsche Gesetzgeber muss hinsichtlich der folgenden behördlichen Entscheidungen, 
die auf Basis dieser umweltrechtlichen Rechtsvorschriften der Europäischen Union erge
hen, ausreichenden Rechtsschutz gewähren: Entscheidungen in Bezug auf die Standorte 
und die Anzahl der Probenahmestellen nach § 6 in Verbindung mit den Anlagen 3 und 4 
der Verordnung über Luftqualitätsstandards sowie Entscheidungen über Luftreinhaltepläne, 
Luftreinhaltefahrpläne und Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen nach § 47 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 

Diese Entscheidungen sind nach dem Maßstab des Artikels 9 Absatz 3 der Aarhus-Kon
vention in die Regelungssystematik des § 1 UmwRG aufzunehmen. Alle Anpassungen er
folgen im Wege einer 1:1-Umsetzung der unions- und völkerrechtlichen Vorgaben. 

Entscheidungen in Bezug auf die Standorte und die Anzahl der Probenahmestellen nach 
§ 6 in Verbindung mit den Anlagen 3 und 4 der Verordnung über Luftqualitätsstandards 
werden als neue Nummer 5h in § 1 Absatz 1a Satz 1 UmwRG aufgenommen. 

Entscheidungen über Luftreinhaltepläne, Luftreinhaltefahrpläne und Pläne für kurzfristig zu 
ergreifende Maßnahmen nach § 47 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bedürfen kei
ner ausdrücklichen Fortschreibung des Katalogs des § 1 Absatz 1a UmwRG, da diese be
reits von § 1 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 UmwRG (Aktualisierungsvorbehalt, siehe BT-Drs. 
21/4146) erfasst sind. 

Zu Nummer 2 

Der neue § 8 Absatz 2c UmwRG stellt für die neu in § 1 Absatz 1a Nummer 5h UmwRG 
geregelten Entscheidungen sicher, dass das UmwRG für Rechtsbehelfe gegen diese Ent
scheidungen nur dann gilt, wenn diese beim Inkrafttreten dieses Gesetzes noch keine Be
standskraft erlangt haben oder wenn diese nach diesem Zeitpunkt ergangen sind oder hät
ten ergehen müssen. Diese Regelung orientiert sich an den bisher bei der Erweiterung des 
Anwendungsbereichs genutzten Übergangsregelungen in § 8 Absatz 2 und 2a UmwRG. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Baugesetzbuchs) 

Zu Nummer 1 

In § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe h des Baugesetzbuchs (BauGB) werden neben Ge
bieten nun auch Gebietseinheiten und neben Immissionsgrenzwerten nun auch Zielwerte 
genannt. Diese Ergänzungen dienen der Umsetzung von Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 
der Richtlinie (EU) 2024/2881. 

Zu Nummer 2 

Nach Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/2881 halten die Mitgliedstaaten in Ge
bietseinheiten für die durchschnittliche Exposition, in denen die Indikatoren für die durch
schnittliche Exposition gegenüber PM2,5 und NO2 unter dem jeweiligen Wert der in Anhang I 
Abschnitt 5 der Richtlinie festgelegten Ziele für die durchschnittliche Expositionskonzentra
tion gegenüber diesen Schadstoffen liegen, die Werte dieser Schadstoffe unter den Zielen 
für die durchschnittliche Expositionskonzentration. Der neue in § 1 Absatz 6 Nummer 7 
Buchstabe i BauGB dient der Umsetzung von Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 
2024/2881. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einfügung des neuen Buchstabens i in § 1 
Absatz 6 Nummer 7 des BauGB. 
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Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Artikel 2 regelt das gespaltene Inkrafttreten des Gesetzes. 

Zu Absatz 1 

Abgesehen von der Änderung der Verordnungsermächtigung (dazu Absatz 2) soll das Ge
setz am 1. Januar 2027 in Kraft treten. An diesem Tag soll auch die Artikelverordnung zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 in Kraft treten. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt, dass die Änderung der Verordnungsermächtigung des § 48a Absatz 1 
BImSchG am Tag nach der Verkündung in Kraft tritt. 
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